
„Versuchen Sie bitte nicht auch noch der Staatschef in
Warschau zu sein. Dort hat man Sie nicht gewählt.“

Der französische Journalist Olivier Bault lebt und arbeitet in Polen
als Korrespondent der katholischen Tageszeitung „Présent“ sowie der In-
ternetportale Réinformation TV und Visegràd Post. Seinen „Offenen
Brief an den französischen Staatspräsidenten“ veröffentlichte das
Wochenmagazin „Do Rzeczy“ („Zur Sache“). Zwischentitel von RdP.

Olivier Bault.

Sehr geehrter Herr Präsident!

Am 1. Mai 2017, zwischen der ersten und zweiten Runde der franzö-
sischen Präsidentschaftswahlen, sagten Sie zu Ihren Anhängern:

„Ihr kennt die Freunde und Verbündeten von Frau Le Pen. Das sind die
Regime der Herren Orbán, Kaczyński und Putin. Das sind keine Staatsord-
nungen der offenen und freien Demokratie. Tagtäglich werden dort zahl-
reiche Freiheiten gebrochen und mit ihnen unsere Werte“.

Etwas früher, in der Tageszeitung „La Voix du Nord“ vom 27. April 2017
haben Sie versprochen, dass, wenn die Franzosen Sie wählen sollten,
Sie für eine schnelle Einführung von Sanktionen gegen Polen eintreten
werden, weil man ein Land nicht tolerieren darf, das sich „in der EU
die Unterschiede in den Sozialkosten zunutze macht und gegen alle
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Prinzipien der EU verstöβt“.

Sie haben auβerdem gesagt: „Was Whirlpool (Betrieb in Amiens und seine
für Mitte 2018 geplante Produktionsverlagerung nach Lodz – Anm. RdP)
angeht, wird innerhalb von drei Monaten nach meiner Wahl eine Entschei-
dung in Sachen Polen gefällt. Ich übernehme dafür die Verantwortung.
(…) Ich möchte, dass man sich den Fall Polen in seiner Gänze anschaut
und dass bei Angelegenheiten, die die Rechte und Werte der EU betref-
fen, Sanktionen eingeführt werden“.

Emmanuel Macron im Wahlkampf bei den aufge-
brachten Whirlpool-Arbeitern in Amiens am
27. April 2017.

Aus Ihren Drohungen gegen Polen geht hervor, dass Sie diesem Land vorw-
erfen, es betreibe Sozialdumping und verletzte zugleich die Prinzipien
der EU. Sie sagen nicht, um welche Prinzipien es sich handelt, aber
Ihre Ansprache vom 1. Mai 2017 hilft besser zu verstehen, was sie mei-
nen.

Sozialdumping? Wovon reden wir?

Es ist schon befremdlich: der künftige Präsident der Republik, der
sich im Wahlkampf als ein Ultraeuropäer darstellt, ein Verfechter ein-
er immer engeren EU-Integration, des freien Handels und des freien
Wettbewerbs, droht plötzlich einem EU-Land, weil ein privates Unterneh-
men beschlossen hat seine Produktion in dieses EU-Land zu verlegen.

Zwar sind die Löhne in Polen niedriger als in Frankreich, aber auch
die Arbeitsproduktivität ist geringer. Polen nämlich, genauso wie an-
dere einst kommunistische Staaten, hat seinen Rückstand noch lange



nicht aufgeholt und den wirtschaftlichen Entwicklungsstand Westeuropas
noch nicht erreicht.

Die jetzige polnische Regierung unter Frau Beata Szydło von der
sozialkonservativen Partei Recht und Gerechtigkeit hat zum ersten Mal
in Polen einen gesetzlich vorgeschriebenen minimalen Stundenlohn (von
12 Zloty = ca. 2,85 Euro – Anm. RdP) eingeführt. Sozialversicherungs-
beiträge müssen seit Neuestem, ungeachtet der Einstellungsform (also
auch bei Werk- und Zeitverträgen – Anm. RdP), entrichtet werden.

Warum also werfen Sie dieser Regierung Sozialdumping vor? Als stel-
lvertretender Chef der Präsidialkanzlei von Staatspräsident François
Hollande und danach als Wirtschaftsminister in der Regierung Manuel
Valls hatten Sie nie Probleme mit den polnischen Regierungen unter Don-
ald Tusk und Ewa Kopacz.

Das wundert schon. Nach seiner Machtübernahme 2007 hat Ministerpräsi-
dent Donald Tusk, der heutige Vorsitzende der Europäischen Rates, näm-
lich einer enormen Ausweitung der zivilrechtlichen Arbeitsverträge
zugestimmt. Solche Beschäftigungsformen (Zeitverträge, Werkverträge,
gewerbliche Scheinselbständigkeit – Anm. RdP) ermöglichten die Umge-
hung des polnischen Arbeitsrechts. Für Hunderttausende von
Beschäftigten wurden keine oder nur ganz geringe Sozialversicherungs-
beiträge abgeführt, sie erhielten kein Kranken- und kein Urlaubsgeld.

Sie sehen einen Splitter in des Bruders Auge, und werden des Balkens
in Ihrem Auge nicht gewahr.

Was „das tagtägliche Brechen zahlreicher Freiheiten und damit unserer
Werte“ angeht, so sehen Sie einen Splitter in des Bruders Auge und wer-
den des Balkens in Ihrem Auge nicht gewahr.



Das französische Problem mit den No-go-Areas.

In Frankreich, und nicht in Polen, gibt es „No-go-Areas“, wo die
Rechte der Bürger nicht geschützt werden. Frauen trauen sich dort
nicht auf die Straβe, dürfen keine Lokale betreten.

In Frankreich, und nicht in Polen, kommt es beinahe tagtäglich zu
mutwilligen Zerstörungen und Attacken auf christliche Einrichtungen.

Am 3. August 2016. Gewaltsame Räumung der Paris-
er Hl. Rita-Kirche durch die Bereitschaftspol-
izei, um den Abriss des Gotteshauses zu er-



möglichen.

Nicht in Polen, sondern in Frankreich, wurden Polizeikräfte angewiesen
hart gegen friedliche Demonstranten vorzugehen, die für den Erhalt der
traditionellen Familie eintraten. Dieselbe Polizei bekam Anweisungen
sich bei Ausschreitungen autonomer und linksradikaler Gruppen zurück-
zuhalten.

Es gab und gibt in Polen zahlreiche Kundgebungen, Märsche und Demons-
trationen gegen die seit November 2015 amtierende Regierung. Bis jetzt
hat die Polizei gegen die Protestierenden kein einziges Mal Gewalt
(Schlagstöcke, Tränengas, Wasserwerfer) eingesetzt. Es gab keine
einzige vorläufige Festnahme. Die Polizeimaβnahmen beschränkten sich
einige Male auf das Wegtragen von Blockierern und die Feststellung von
Personalien. Auch Märsche und Kundgebungen nationalgesinnter Milieus,
wie der groβe Marsch zum Unabhängigkeitstag, dem 11. November, in
Warschau verliefen bis jetzt ohne Zwischenfälle.

Nicht in Polen, sondern in Frankreich, werden jedes Jahr etwa zweihun-
dertzwanzigtausend ungeborene Kinder getötet. Nicht in Polen sondern
in Frankreich hat das Parlament im Februar 2017 ein Gesetz verab-
schiedet, das für Betreiber von Internetportalen, die gegen die Tötung
ungeborener Kinder eintreten, Strafen von bis zu zwei Jahren Freiheit-
sentzug und bis zu dreißigtausend Euro Buβgeld vorsieht.

Haben Sie vielleicht mit Ihrer Feststellung vom Verstoβ gegen EU-
-Prinzipien und einem autoritären Regime in Polen, die Brüsseler An-
schuldigungen zur Reform des polnischen Justizwesens und den Konflikt
um das Verfassungsgericht gemeint? Wenn ja, dann muss man fragen: ken-
nen Sie alle Einzelheiten und Umstände dieser Auseinandersetzung?
Vergegenwärtigt man sich, wie sehr Ihnen die französische Finanzstaat-
sanwaltschaft zum Wahlsieg verholfen hat, dann haben Sie ja vielleicht
auch gar nichts dagegen, wenn das Justizwesen korrupt und politisch
beeinflussbar ist.

Sozialpolitik demokratiegefährdend?

So oder so, wenn Sie sich der Demokratie verbunden fühlen, dann soll-
ten Sie die Lösung ihrer Probleme lieber den polnischen Wählern über-
lassen. Die kennen ihr Land besser.



Bitte bedenken Sie auch, dass der Teil der heutigen polnischen Opposi-
tion, der sich für die Belegung des eigenen Landes mit Sanktionen
ausspricht, einer alten, unglücklichen polnischen Tradition frönt, die
wir in Frankreich nicht kennen und die Polen schon einmal, im 18.
Jahrhundert, seine Unabhängigkeit gekostet hat: Fremde Mächte um Hilfe
bitten, um am Trog zu bleiben und die Sanierung des Landes zu verhin-
dern. Deswegen bleiben Sie, bitte sehr, der Staatspräsident der Fran-
zosen und versuchen Sie bitte nicht, zugleich auch der Staatschef der
Polen und der Ungarn zu sein, denn die haben Sie nicht gewählt.

Es ist wahr, dass Organisationen, wie „Reporter ohne Grenzen“ oder
„Freedom House“, die Meinungsfreiheit in Polen negativer einschätzen
seitdem Recht und Gerechtigkeit an der Regierung ist. Bitte beachten
Sie jedoch, dass z.B. „Freedom House“ auch die Sozialpolitik der jetzi-
gen polnischen Regierung (neues Kindergeld, kostenlose Medikamente für
Rentner über fünfundsiebzig Jahre usw.) als demokratiegefährdend ansie-
ht, weil sie „die finanziellen Möglichkeiten des Staates für die Ziele
einer Partei einspannt“ (Bericht „Freedom in the World 2017“).

Man darf sich schon über die linke Organisation „Reporter ohne
Grenzen“ wundern, die geschwiegen hat als die Regierung Donald Tusk
faktisch alle konservativen Journalisten aus den öffentlichen Medien
davongejagt hat. Als dieselbe Regierung ohne sich zu zieren eingriff,
um den politischen Kurs privater Zeitungen („Rzeczpospolita“/„Die Re-
publik“ und „Fakt“) zu ihren Gunsten zu ändern. Als sie Polizei und
Staatsanwälte in die Redaktion des Nachrichtenmagazins „Wprost“ (“Di-
rekt“) schickte, die bei Rangeleien mit den Redakteuren versuchten die-
sen ihre Laptops mit Quellenangaben zu entreiβen.

Medienvielfalt in Frankreich

Lassen Sie uns lieber über die Medienfreiheit in Frankreich reden.
Dort haben alle führenden Medien einträchtig Sie unterstützt, und alle
haben Ihren Wahlsieg mit einem Enthusiasmus zur Kenntnis genommen, den
man eher in totalitären Regimen vermuten würde.

Sowohl in Frankreich als auch in Europa sagt man, Recht und
Gerechtigkeit habe in Polen die Kontrolle über die öf-
fentlich-rechtlichen Medien übernommen.

Doch auf welche Weise wurden die Mitglieder des französischen Medien-



rates (CSA) und in der Folge die Chefs der französischen öf-
fentlich-rechtlichen Medien gewählt? Haben die Franzosen etwa nicht ge-
sehen, wie vor der Debatte der Präsidentschaftskandidaten die Chefin
von France Télévisions, Frau Delphine Ernotte, mit Ihrer Gattin wie
mit einer alten Bekannten Küsschen ausgetauscht hat?

Küsschen ausgetauscht: Fernsehchefin Delphine Ernotte und
Brigitte Macron.

Anstatt sich um den Pluralismus der polnischen Medien zu kümmern, die
unter Ministerpräsident Donald Tusk nicht weniger regierungstreu waren
(was damals niemanden in Europa gestört hat), nehmen Sie sich bitte
des Pluralismus der öffentlich-rechtlichen Medien in Frankreich an.

An dieser Stelle möchte ich Ihnen, Herr Staatspräsident, empfehlen
sich mit der Eingabe von „Collectif des Usagers du service public de
l’audiovisuel“ (einer Organisation der Nutzer öffentlich-rechtlicher
Medien), die den Pluralismus in den mit Gebühren finanzierten franzö-
sischen Medien anmahnt, zu beschäftigen. Alle in Frankreich wissen,
dass sich der Pluralismus unserer französischen öffentlich-rechtlichen
Medien nur von der liberalen Linken, die Sie vertreten, bis zur
radikalen Linken, die Jean-Luc Mélenchon nahesteht, erstreckt.

Weiter, was die französischen privaten Medien angeht, mit Verlaub Herr
Staatspräsident, sie sind alle in den Händen von ihren Freunden, Mil-
liardären um nicht zu sagen Oligarchen. Diese Leute sind nur an ihren
Geschäften interessiert, die Sie zu schützen versprachen, und nicht an
ehrlicher, objektiver und vielfältiger Berichterstattung.

Dazu gehört Partick Drahi, der aufgrund Ihrer Einflussnahme, als Sie
stellvertretender Chef der Präsidialkanzlei waren, den Mobilnetzbe-
treiber SFR kaufen konnte. Drahi dankte es Ihnen, indem er Ihnen



während des Präsidentschaftswahlkampfes alle seine Medien zur Verfü-
gung stellte (BFM TV, Radio RMC, die Zeitungen „Libération“, „L’Ex-
press“, L’Expansion“). Auβerdem entsandte Drahi den Chef seiner Medien-
gruppe, Bernard Mourad in Ihren Wahlkampfstab.

Dasselbe taten Ihre Freunde Vincent Bolloré (Canal+) und Xavier Niel
(„Le Monde“). Zu ihnen gesellten sich weiterhin solch namhafte Persön-
lichkeiten der Medienwelt, wie Pierre Bergé („L’Obs“, „Huffington
Post“, „La Vie“) oder Arnaud Lagardère (Europe 1, „Paris Match“, Le
JDD, RFM). Sogar Serge Dessault, dessen Zeitung „Le Figaro“ zunächst
Ihren Konkurrenten François Fillon unterstützt hatte, musste sich vor
der ersten Wahlrunde für Sie aussprechen und gegen eine Kandidatin,
die die Eurowährung verwerfen und aus der EU austreten wollte.

Das ist verständlich, doch kann man von Medienfreiheit und Medienviel-
falt reden, wenn alle groβen französischen Medien sich in den Händen
einer kleinen Gruppe von Unternehmermilliardären befinden, die alle in
etwa die gleichen Ziele verfolgen?

Medienvielfalt in Polen

Der polnische Staatspräsident Andrzej Duda und die Regierung von Frau
Beata Szydło können von einer solch breiten Medienunterstützung in
ihrem Land nur träumen. Im Gegenteil! Abgesehen vom öf-
fentlich-rechtlichen Fernsehen gibt es noch zwei groβe TV-Sender: TVN
und Polsat. Beide halten mit ihrer tiefen Abneigung gegen die jetzige
polnische Regierung nicht hinter dem Berg. Ähnlich verhält es sich mit
Rundfunk und Presse, von der die meisten Redaktionen deutschen Medi-
enkonzernen gehören.

Es gibt aber auch konservative Zeitungen und Magazine, denn die pol-
nische Presse ist weit vielfältiger als die französische. So war es
auch zu Zeiten der Tusk-Regierung zwischen 2007 und 2015, aber konser-
vative Herausgeber hatten es damals nicht leicht, weil die Tusk-Verwal-
tung Druck auf Anzeigenkunden machte, damit diese die konservative
Presse mieden.

Heute gehören die gröβte Tageszeitung („Fakt“), eines der gröβten
Wochenmagazine („Newsweek“) und das gröβte Internetportal (Onet.pl)
dem deutsch-schweizerischen Unternehmen Ringier Axel Springer. Diese
Medien sind eindeutig gegen Recht und Gerechtigkeit ausgerichtet, ge-



gen deren Vorstellung von einer EU als einem Europa der Nationen sowie
ihrer wertkonservativen Weltanschauung.

Bei der zweiten Wahlrunde der Präsidentschaftswahlen gab es in meinem
Wahlkreis VII (für Franzosen die in den Ländern Ostmitteleuropas
leben) drei Kandidaten, die schon vorab gelobten Ihre künftige
Regierung zu unterstützen: einen Sozialisten von der PS, einen Zentris-
ten von der UDI und den Kandidaten Ihrer Partei, der LREM. Ebenso ver-
hielt es sich mit dem Kandidaten der eigentlich oppositionellen Mit-
te-Rechts-Partei Les Républicains. Um sicher zu gehen meine Stimme
nicht für Sie abgegeben zu haben, hätte ich Marine Le Pen wählen
müssen.

Die jetzige Struktur der französischen politischen Szene, die ohren-
betäubende Propaganda zu Ihren Gunsten und der Ihrer Anhänger erinnern
wahrhaft an Polen, aber an das Polen von vor 1990.

Folglich, Herr Staatspräsident, wenn wir EU-Länder bestrafen wollen,
weil dort „tagtäglich zahlreiche Freiheiten gebrochen und mit ihnen
unsere Werte“, dann sollten es zuerst nicht Polen und Ungarn sein, son-
dern eher Frankreich.

Hochachtungsvoll Olivier Bault

RdP


